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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/ 1) - 680 70 - E - So 7/71 Bonn, den 8. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über bestimmte Ver- 
waltungs- und Finanzmodalitäten der Tätigkeit des Euro- 
päischen Sozialfonds. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Novem- 
ber 1971 übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgüligen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg^Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorsdilag einer Verordnung des Rates über bestimmte Verwaltungs- 
und Finanzmodalitäten der Tätigkeit des Europäischen Sozialfonds 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 127 und 209, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds ^), 

gestützt auf die Verordnung Nr. . . . des Rates 
über ^), insbesondere auf Artikel 8, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ®), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist zu bestimmen, unter welchen Vorausset- 
zungen die Anträge auf Zuschüsse des Europäischen 
Sozialfonds der Kommission vorgelegt und die Ge- 
nehmigungsbeschlüsse und jeder Beschluß, mit dem 
die Genehmigung versagt wird, bekannt gegeben 
werden. 

Für die Anwendung von Artikel 8 Abs. 2 der Ver- 
ordnung des Rates ist es wichtig, die Moda- 

litäten zu bestimmen, die für die Zahlung der Vor- 
schüsse und der Restbeträge der gewährten Zuschüs- 
se gelten. 

Falls sich Unregelmäßigkeiten ergeben oder Art 
und Inhalt einer Maßnahme wesentlich geändert 
werden, sind entsprechende Vorkehrungen zu tref- 
fen. 

Die Ausgaben des Fonds sind in geeigneter Weise 
zu überwachen; unbeschadet der von den Mitglied- 
staaten auf eigene Initiative durchgeführten Kon- 
trollen sollen Bedienstete der Kommission die Mög- 
lichkeit haben, im Benehmen mit den zuständigen 
Dienststellen der Mitgliedstaaten Prüfungen vorzu- 
nehmen “ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Ubermittluny der Anträge auf Zuschüsse des Fonds 

Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission das Ver- 
fahren mit, das er für die Vorlage der Anträge auf 
Zuschüsse des Fonds und ihre Weitergabe an die 
Kommission festgelegt hat. 


Die Kommission gibt diese Verfahren durch eine 
Mitteilung bekannt, die im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlicht wird. 


Artikel 2 

1. In bezug auf die Zuschußanträge einer Körper- 
schaft oder sonstiger Einrichtung des privaten Rechts 
nach Artikel 8 des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 
1971 wird die Kommission über die von der öffent- 
lichen Hand getroffenen Vorkehrungen zur Deckung 
der von ihr nach diesem Artikel übernommenen 
Ausgaben unterrichtet. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen in Artikel 4 
dieser Verordnung erteilt der Mitgliedstaat der 
Kommission die erforderlichen Auskünfte, damit sie 
die Zahlung der zu gewährenden Zuschüsse vorneh- 
men kann. 

3. Die Mitgliedstaaten übermitteln der-Kommission 
die Anträge auf Zuschüsse des Fonds innerhalb von 
30 Tagen nach Eingang; beschließt ein Mitgliedstaat, 
einen Antrag nicht weiterzugeben, so unterrichtet 
er den betreffenden Träger innerhalb derselben 
Frist. 


Genehmigung der Anträge auf Zuschüsse des Fonds 


Artikel 3 

1. Die Kommission bestätigt den Empfang jedes 
Antrags auf Zuschuß des Fonds. 

Sie beschließt über den Antrag innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang und gibt jeden Genehmi- 
gungsbeschluß und jeden Beschluß, mit dem sie die 
Genehmigung versagt, dem betreffenden Mitglied- 
staat bekannt, der den Träger der Maßnahme hier- 
über unterrichtet. 

2. Im Genehmigungsbeschluß ist der Gesamtbe- 
trag der Mittel anzugeben, die als Zuschuß des 
Fonds zur Verfügung gestellt werden. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, . . . 
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Zahlung der Zuschüsse des Fonds 

Artikel 4 

1. Nach Maßgabe der Durchführung der Maßnahme 
können auf Vorlage einer detaillierten Aufstellung 
der hierfür bezüglichen Ausgaben Vorschüsse ge- 
zahlt werden. Der Gesamtbetrag der Vorschüsse 
darf 85 Vo des Zuschusses nicht übersteigen. Der 
Restbetrag wird gezahlt, nachdem bei der Kommis- 
sion eine nach Abschluß der Maßnahme erstellte 
und mit Belegen versehene Gesamtaufstellung der 
Ausgaben eingegangen ist. Diese Zahlungen wer- 
den unter dem Vorbehalt der in Artikel 5 dieser 
Verordnung genannten Prüfung vorgenommen. 

Der Kontenabschluß für Maßnahmen, deren Träger 
eine Körperschaft oder sonstige Einrichtung des 
privaten Rechts nach Artikel 8 des Ratsbeschlusses 
vom 1. Februar 1971 ist, kann erst vorgenommen 
werden, wenn die Bestätigung über die Mittelbereit- 
stellung der öffentlichen Hand oder gegebenenfalls 
die Bekanntgabe einer Änderung dieser Mittelver- 
fügung erfolgt ist. 

2. Die Kommission unterrichtet den betreffenden 
Mitgliedstaat und den Träger der Maßnahmen von 
jeder Zahlung. 

3. Die Kommission kann die Zahlung für eine 
Maßnahme aussetzen, falls sich bei einer Kontrolle 
Unregelmäßigkeiten oder eine wesentliche Ände- 
rung in der Art oder im Inhalt dieser Maßnahme 
ergeben, die der Kommission nicht zur Zustimmung 
vorgelegt worden ist. 


Kontrollen 


Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission alle 
für das Funktionieren des Fonds erforderlichen Aus- 
künfte zur Verfügung und treffen alle Maßnahmen, 


die geeignet sind, etwaige Kontrollen - einschließlich 
Prüfungen an Ort und Stelle - zu erleichtern, deren 
Durchführung die Kommission im Rahmen der Ver- 
waltung des Fonds als zweckmäßig erachtet. 

2. Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten nach 
einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten durchgeführten Kontrollen und unbeschadet des 
Artikels 206 des Vertrages und aller auf Grund von 
Artikel 209 Buchstabe c des Vertrages durchgeführ- 
ten Kontrollen können die von der Kommission für 
Prüfungen an Ort und Stelle beauftragten Bedienste- 
ten die Bücher und alle sonstigen Unterlagen ein- 
sehen, die sich auf die vom Fonds finanzierten Aus- 
gaben beziehen. Sie können insbesondere prüfen: 

a) ob die Verwaltungpraxis im Einklang mit den 
Gemeinschaftsvorschriften steht, 

b) ob die erforderlichen Belege vorhanden sind 
und mit den vom Fonds finanzierten Maßnahmen 
übereinstimmen, 

c) unter welchen Bedingungen die vom Fonds finan- 
zierten Maßnahmen durchgeführt und geprüft 
werden. 

Die Kommission benachrichtigt rechtzeitig vor der 
Prüfung den Mitgliedstaat, der davon betroffen wird 
oder auf dessen Hoheitsgebiet diese Prüfung vorge- 
nommen wird. Bedienstete des betreffenden Mit- 
gliedstaats können sich an der Prüfung beteiligen. 

3. Auf Ersuchen der Kommission und im Einver- 
nehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat führen 
die zuständigen Stellen dieses Mitgliedstaats Prü- 
fungen oder Erhebungen in bezug auf die vom Fonds 
finanzierten Maßnahmen durch. Bedienstete der 
Kommission können sich an diesen Prüfungen oder 
Erhebungen beteiligen. 

Zur Verbesserung der Prüfungsmöglichkeiten kann 
die Kommission im Einvernehmen mit den betreffen- 
den Mitgliedstaaten Verwaltungen dieser Mitglied- 
staaten an bestimmten Prüfungen und Erhebungen 
beteiligen. 
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Begründung 


Der Rat hat in seinen Beratungen am 19. Oktober 
1971 über die Verordnung zur Durchführung seines 
Beschlusses vom 1. Februar 1971 über die R.eform 
des Europäischen Sozialfonds beschlossen, in einer 
besonderen Verordnung die Voraussetzungen und 
Einzelheiten zu bestimmen, nach denen die Zuschüs- 
se des Fonds gezahlt werden. Zu diesem Zweck hat 
die Kommission den vorliegenden Verordnungsvor- 
schlag des Rates - nachfolgend „Vorschlag" ge- 
nannt - ausgearbeitet. 

Dieser Vorschlag präzisiert die Modalitäten für die 
Übermittlung der Anträge auf Zuschüsse des Fonds - 
Artikel 1 und 2 die Modalitäten für die Bekannt- 
gabe der Entscheidungen über die Gewährung oder 
Ablehnung eines Zuschusses - Artikel 3 die Moda- 
litäten für die Zahlung der Zuschüsse - Artikel 4 - 
sowie die über die Kontrolle - Artikel 5 


1. Modalitäten für die Übermittlung der Anträge 
auf Zuschüsse des Fonds - Artikel 1 und 2 

A_rtikel 1 sieht vor, daß die Kommission von jedem 
Mitgliedstaat über das Verfahren unterrichtet wird, 
nach dem ihr die Anträge auf Zuschüsse des Fonds 
übermittelt werden und daß diese Verfahren den 
Trägern der Maßnahmen durch Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften be- 
kannt gegeben werden. 

Mit dieser Vorschrift wird die in Artikel 5 der \^er- 

ordnung des Rates vom gemachte Auflage 

erfüllt, nach der die Zuschußanträge über die Staaten 
laufen müssen; ihr Sinn ist, die ordnungsgemäße 
Verwaltung des Fonds sicherzustellen und zugleich 
die Kontakte unter den Beteiligten zu erleiditern. 
Damit diese Verfahren jedoch nicht dazu führen, daß 
die Weitergabe der Anträge übermäßig verzögert 
wird, sieht Artikel 2 § 1 für ihre Übermittlung an 
die Kommission eine Frist von 30 Tagen vor. Inner- 
halb derselben Frist ist der Träger der Maßnahme 
über die etwaige Nichtweitergabe seines Antrags zu 
unterrichten. 

Falls der Träger der Maßnahme eine Körperschaft 
oder sonstige Einrichtung des privaten Rechts ist, 
sieht Absatz 2 vor, daß in dem Zuschußantrag die 
von der öffentlichen Hand getroffenen Vorkehrun- 
gen zur Deckung der von ihr übernommenen Aus- 
gaben angegeben werden; in der Tat benötigt die 
Kommission zur Prüfung der Anträge Unterlagen, 
die ihr die Beteiligung der öffentlichen Hand gemäß 


Artikel 8 des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 
bestätigen. Was die Zahlung der Zuschüsse des 
Fonds betrifft, sieht Absatz 3, um dem Ermessen der 
Mitgliedstaaten zu entsprechen, für jeden Antrag 
die Möglichkeit vor, die Wege und Mittel auszu- 
suchen, nach denen der Zuschuß des Fonds gezahlt 
werden soll. 


2. Genehmigung der Anträge auf Zuschüsse des 
Fonds - Artikel 3 

Artikel 3 hat vor allem zum Ziel, die Frist zu prä- 
zisieren, innerhalb der das Ergebnis des Genehmi- 
gungsverfahrens den Beteiligten mitgeteilt wird; in 
der Tat empfiehlt es sich, daß diese in bezug auf die 
Weiterverfolgung ihrer Anträge nicht zu lange im 
ungewissen gelassen werden, ebenso aber auch die 
Kommission über genügend Zeit verfügt, um die 
Einhaltung aller festgelegten Voraussetzungen fest- 
zustellen, dem Ausschuß des Sozialfonds Bericht zu 
erstatten und dessen Stellungnahme einzuholen. 


3. Zuschußzahlung des Fonds - Artikel 4 

Artikel 8 der Durchführungsverordnung vom 

bestimmt, daß die Zuschüsse des Fonds entsprechend 
dem Ablauf der Maßnahmen gezahlt werden; Zweck 
von Artikel 4 des Vorschlags ist, diese Parallelität 
herzustellen. Einerseits sieht er vor, daß die Zah- 
lung von Vorschüssen auf Vorlage einer detallier- 
ten Ausgabenaufstellung erfolgt, womit die Kom- 
mission die Garantie hat, daß die gezahlten Beträge 
tatsächlich den für die betreffende Maßnahme ge- 
leisteten Ausgaben entsprechen; andererseits präzi- 
siert er, daß die Vorschüsse bis zu 85% des ge- 
währten Zuschusses gezahlt werden, womit die Kom- 
mission gegen Fehler und Unregelmäßigkeiten ab- 
gesichert ist, die sich unter Umständen bei der Nach- 
prüfung der Belege ergeben, die nach Abschluß der 
Maßnahme vorzulegen sind. 


4. Kontrollen - Artikel 5 

Dieser Artikel enthält die üblichen Kontrollvorschrif- 
ten bzw. übernimmt im einzelnen die in der Verord- 
nung vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik getroffenen Vorschrif- 
ten. 
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